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Ein Beitrag von Prof. Dr. Friedrich 
Vogelbusch

Angemessene Verwaltungskosten für caritative 
und diakonische Unternehmen

In diesem Beitrag soll untersucht 
werden, welche Hinweise sich aus 
einem betriebswirtschaftlichen Ko-
stenvergleich hinsichtlich der An-
gemessenheit von Verwaltungsko-
sten für caritative und diakonische 
Unternehmen ergeben können. Ko-
sten der Verwaltung (neudeutsch 
auch „Overheadkosten“) stehen 
immer im Mittelpunkt einer kri-
tischen Betrachtung, weil sie un-
ter dem Generalverdacht stehen, 
erstens nicht bezogen auf die ei-
gentliche Aufgabe der Fürsorge für 
kranke, behinderte oder pflegebe-
dürftige Menschen und zweitens 
zu hoch zu sein. Dies zeigt auch 
das folgende Zitat:

„Die Höhe der Verwaltungskosten 
ist immer Streitpunkt, intern wie 
extern. Nach außen, weil die Ko-
stenträger kaum mehr bereit sind, 
höhere Verwaltungskosten in den 
Entgelten zu berücksichtigen, auch 
wenn der bürokratische Aufwand 
kontinuierlich steigt. Im Innenver-
hältnis sind die Verwaltungskosten 
immer ein Streitpunkt mit den 
Leistungsbereichen.“ (Eisenreich / 
Halfar /  Moos (2005, S. 80)

Die Angemessenheit von Ver-
waltungskosten wurde unter 
Betreuung des Verfassers 2008 
in einer Diplomarbeit an der Ev. 
Hochschule für Soziale Arbeit (FH) 
in Dresden von Herrn Jörg Schultz 
bearbeitet. Die Ergebnisse dieser 
Analyse können nur anonymisiert 
wiedergegeben werden. Darüber 
hinaus hat der Verfasser in der 
Folgezeit weitere Wohlfahrtsunter-
nehmen davon überzeugen kön-
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nen, für einen Kostenvergleich im 
Sinne eines Benchmarkings zur 
Verfügung zu stehen.

Die Methode des Betriebsver-
gleichs

Erste Erkenntnisse zur Ange-
messenheit der Verwaltungsko-
sten können aus dem betriebs-
wirtschaftlichen Instrument des 
Betriebsvergleichs gewonnen 
werden. Beim Betriebsvergleich 
werden systematisch betriebliche 
Größen (z.B. Kosten der Produkti-
on oder Leistungserstellung) zwi-
schen zwei Betrieben verglichen, 
um hieraus Erkenntnisse für das 
Management abzuleiten. Es han-
delt sich um ein Instrument zur 
Beurteilung betrieblicher Tatbe-
stände.

Von der Art des Vergleichs her kön-
nen folgende Betriebsvergleiche 
unterschieden werden:

1.  Selbstvergleich (einbetrieb-
licher Vergleich): Das Ver-
gleichsmaterial stammt aus 
einem Unternehmen bzw.  Be-
triebsteil. Der Selbstvergleich 
kann als Zeitvergleich oder als 
Soll-Ist-Vergleich durchgeführt 
werden.

2. Innerbetrieblicher Vergleich 
zwischen verschiedenen Ab-
teilungen bzw. Tochterunter-
nehmen: Betriebliche Größen 
aus verschiedenen Bereichen 
(Betriebsabteilungen, Unterneh-
men) werden verglichen. Bei 
den Vergleichsobjekten muss es 
sich um vergleichbare funktio-

Prof. Dr. Friedrich Vogelbusch ist Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Partner der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Warth & Klein Grant Thornton AG sowie Honorarpro-
fessor an der Hochschule für Soziale Arbeit in Dresden

Welchen Beitrag kann das Benchmarking für die Beurteilung der Höhe der Over-
headkosten leisten?

www.kviid.de



7

KOSTENKlasse“. Es soll zudem in einem  
kreativen Verfahren externes Wis-
sen in das Unternehmen eingebracht  
werden.

Eine gängige Definition des Bench-
markings lautet:

Die Durchführung eines Bench-
markings beruht auf der Ori-
entierung an den Besten einer 
vergleichbaren Gruppe. Diese 
Vorgehensweise bezeichnet man 
neudeutsch als „Best Practice“.  
Best Practice bedeutet wörtlich: 
„bestes Verfahren“ oder „beste  
Lösung“. 

Dem Benchmarking inne wohnend 
ist der Gedanke, von anderen Unter-
nehmen zu lernen. Die Organisation 
wird dabei als „lernende Organisati-
on“ betrachtet. 

Der Betriebsvergleich ermöglicht 
eine Vergleichsaussage, und zwar 
in einer für den jeweiligen Ver-
gleichszweck relevanten Aussage 
über die Vergleichsobjekte. Ein-
schränkend ist aus methodischer 
Sicht anzumerken, dass die Ver-
gleichsaussage nicht leichtfertig 
verallgemeinert werden darf. Es 
dürfen keine Ergebnisse heraus-
gelesen werden, die der Vergleich 
nicht bietet. Es handelt sich im-
mer nur um erste Erkenntnisse, 
die Anlass zu weiteren Untersu-
chungen geben. 

Bei der Auswertung müssen zu-
dem die speziellen Bedingungen 
des eigenen Unternehmens im 
Vergleich zu den anderen an der 
Erhebung beteiligten Unterneh-
men berücksichtigt werden. Es 
ist im Allgemeinen nicht ausrei-
chend, eine Vergleichsziffer iso-
liert zu betrachten. 

Erst durch gleichzeitigen Ver-
gleich mehrerer Größen wird ein 
fundiertes Urteil möglich.

Das betriebswirtschaftliche In-
strument des Benchmarking

Dem Benchmarking kommt in  
der Betriebswirtschaftslehre eine 
über den reinen Betriebsvergleich 
hinaus gehende Rolle zu. Neben  
dem Gewinnen von Informationen 
aus dem Vergleich bestimmter  
Kenngrößen geht es um die laufen-
de Orientierung am „Besten einer 

nale Aufgaben handeln. Unter 
bestimmten Voraussetzungen 
können jedoch auch Unterneh-
men verschiedener Branchen 
verglichen werden. Die zwi-
schenbetrieblichen Vergleiche 
umfassen alle Zahlengrößen 
oder verbalen Äußerungen aus 
unterschiedlichen Bereichen 
der gleichen Ebene, gleich ob 
Größen eines bestehenden oder 
solche eines gedachten, konstru-
ierten „Betriebes”. Das Zahlen-
material braucht sich nicht nur 
auf eine Rechnungsperiode oder 
einen Zeitpunkt zu beziehen, 
sondern es kann sich auch auf 
Werte einer Zeitfolge oder meh-
rerer Zeitpunkte erstrecken.

3. Zwischenbetriebliche Verglei-
che. Bei den zwischenbetrieb-
lichen Vergleichen kann nach 
der Art des Ausgangsmaterials 
unterschieden werden. 

(a) Vergleiche aufgrund von lau-
fenden Rechengrößen bzw. 

(b) Vergleich von Kennzahlen 

Eine Unterscheidung ist auch nach 
der Qualität und Kontrollmöglichkeit 
des Vergleichsmaterials möglich:

(a) Interne Betriebsvergleiche mit 
Einfluss- und Kontrollmöglich-
keiten der untersuchenden 
Stelle Einfluss auf das Zahlen-
material bzw. 

(b) der externe Betriebsvergleich. 

Der externe Betriebsvergleich ar-
beitet entweder nur mit veröffentli-
chten, jedermann zugänglichen In-
formationen (Jahresabschluss oder 
Lagebericht, sonstige Berichte in der 
Presse) oder mit Informationen, die 
die untersuchende Stelle durch Fra-
gebogen (Interviews) erhält. Wenn 
der Vergleichsstelle die Kontroll-
möglichkeit fehlt, sind die Ergeb-
nisse des Kostenvergleichs nur mit 
Einschränkungen zu interpretieren.

Von der Vorgehensweise sind beim Kostenvergleich folgende Schritte 
denkbar:
(1)  Auswahl des Objektes (Produkt, Methode, Prozess), welches analy-

siert und verglichen werden soll.
(2) Auswahl des Vergleichsunternehmens. Dabei ist wichtig festzule-

gen, welche Ähnlichkeiten zur Gewährungsleistung der Vergleich-
barkeit gegeben sein müssen.

(3) Datengewinnung (Analyse von Sekundärinformationen; Gewin-
nung von Primärinformationen, z.B. im Rahmen von Betriebsbe-
sichtigungen).

(4) Feststellung der Leistungslücken und ihrer Ursachen.
(5) Festlegung und Durchführung der Verbesserungsschritte.

Benchmarking ist ein Instru-
ment der Wettbewerbsana-
lyse. Benchmarking ist der 
kontinuierliche Vergleich von 
Produkten, Dienstleistungen 
sowie Prozessen und Metho-
den mit (mehreren) Unter-
nehmen, um die Leistungslü-
cke zum sog. Klassenbesten 
(Unternehmen, die Prozesse, 
Methoden etc. hervorragend 
beherrschen) systematisch zu 
schließen. Grundidee ist es, 
festzustellen, welche Unter-
schiede bestehen, warum die-
se Unterschiede bestehen und 
welche Verbesserungsmöglich-
keiten es gibt1.

1Stichwort: Benchmarking bei: Springer Gabler Verlag (Herausgeber), Gabler Wirtschaftslexikon, online im Internet: http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/2297/benchmarking-v7.
html.
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Bei Betriebskostenvergleichen können durchaus unterschiedliche Auswertungen 
vorgenommen werden
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Benchmarking ist einer der effek-
tivsten Wege, externes Wissen 
rasch in das eigene Unternehmen 
einzubringen. Das in einem Bench-
marking-Projekt erarbeitete Wissen 
ist zudem praxisorientiert – denn 
es stammt aus der Praxis und hat 
sich im Alltag bewährt. In Deutsch-
land gibt es im Bereich der öffent-
lichen Verwaltungen die sog. „Ver-
gleichsringe“ der KGSt, in denen 
für Kommunen unterschiedlicher 
Größenklassen Vergleichszahlen 
zur Stellenbesetzung und zu den 
Sachkosten vorgegeben werden.

Darüber hinaus werden freiwillig in 
sogenannten Benchmarking-Clubs 
Vergleichsdaten gesammelt. So 
sind beispielsweise die gesetzlichen 
Unfallversicherungsträger mit wis-
senschaftlicher Begleitung dabei, 
ein Prozessbenchmarking durchzu-
führen und weiter zu entwickeln, 
welches sowohl qualitative als auch 

quantitative Ziele und Wirkungen 
berücksichtigt. Im Bereich der So-
zialunternehmen gibt es seit  1996 
den Betriebsvergleich der BFS (re-
gelmäßig im Bereich der Altenpfle-
ge, bisher einmalig im Bereich der 
Behindertenheime).

In der betriebswirtschaftlichen 
Praxis hat sich eine Einteilung von 
Benchmarking in vier Grundtypen 
herausgebildet. 

Typ 1: Internes Benchmarking

Typ 2:  Wettbewerbsbenchmarking

Typ 3: Funktionales oder markt-
übergreifendes Benchmarking 

Typ 4: Generisches Benchmarking 
oder Best-Practice-Benchmarking 

Die Klassifizierung orientiert sich 
an den Benchmarking-Partnern 
und ihren Eigenschaften. In Frage 
kommt einmal, sie in der eigenen 
oder in einer fremden Branche zu 
suchen. Zum anderen können sie 
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Ursprünge des Begriffs „Benchmarking“
Der betriebswirtschaftliche Begriff „Benchmarking“ geht zurück auf 
die amerikanische Firma Xerox Corporation. Obwohl die beim Bench-
marking angewandten Methoden schon sehr viel früher in der Praxis 
der modernen industriellen Produktion entstanden sind – zum Bei-
spiel lässt sich die Übertragung des Fließbandprinzips aus einer Groß-
schlachterei in die Automobilproduktion durch Henry Ford als sehr 
erfolgreiches Benchmarking bezeichnen –, hat sich der Begriff des 
Benchmarkings erst in den 1980er Jahren mit den Veröffentlichungen 
von Robert C. Camp zu Benchmarking-Projekten bei Xerox durchge-
setzt.  
Der Kopiererhersteller Xerox befand sich Ende der 1970er Jahre be-
dingt durch Qualitäts- und Kostenprobleme in einer schwierigen Wett-
bewerbsposition. Der japanische Konkurrent Canon brachte einen Ko-
pierer zu einem Verkaufspreis auf den Markt, der wesentlich unter den 
Herstellkosten für vergleichbare Geräte bei Xerox lag. Die Marktanteile 
von Xerox fielen auf dem Markt für Kopierer steil ab. Aus diesem Grund 
wandte Xerox 1979 zum ersten Mal ein Benchmarking an: Es wurde 
ein Kopierer der Konkurrenz gekauft, zerlegt und die einzelnen Kom-
ponenten mit jenen der eigenen Kopierer verglichen. So konnten die 
niedrigeren Herstellungskosten von Canon geklärt werden.
In einem nächsten Schritt wurden die Aktivitäten der einzelnen Wert-
schöpfungsketten im Unternehmen analysiert, mit dem Ergebnis, dass 
erhebliche Probleme in den Logistik- und Vertriebsprozessen aufge-
deckt wurden. U.a. wurden die logistischen Prozesse der Materialent-
nahme bei dem Kopiergerätehersteller mit einem Outdoor-Artikel-Ver-
senders  verglichen. Dies veranlasste Xerox zu Folgeprojekten, wobei 
unter anderem Pharmagroßhändler und Haushaltsgerätehersteller als 
Benchmark dienten. Aufgrund dieser ersten Erfolge wurde Benchmar-
king bei Xerox und bei anderen Unternehmen häufiger angewendet.
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Einrichtungsdaten wie Standort, 
Kapazitäten und Zimmerstruktur 
erhoben und danach Auswertungs-
kategorien gebildet. Auf diese Wei-
se kann die BFS Service GmbH 
die optimale Vergleichbarkeit der 
Daten gewährleisten. Hinzu kom-
men - jeweils separat - Leistungs-
merkmale und Kostenstrukturen 
für folgende Bereiche: Pflege und 
Betreuung, Speisenversorgung, 
Gebäudereinigung, Wäschereini-
gung, Verwaltung (allerdings wer-
den nicht die Overheadkosten ex-
plizit betrachtet) und Technischer 
Dienst.

Alle Leistungsmerkmale sind dif-
ferenziert und genau beschrieben. 
Für den Bereich „Pflege und Be-
treuung“ ist es beispielsweise die 
Summe der geleisteten  Pflegetage, 
differenziert nach Pflegestufen, für 
den Bereich „Speisenversorgung“ 
die Anzahl der Beköstigungstage. 

innerhalb der eigenen Organisation 
oder außerhalb, d.h. in einer frem-
den Organisation, gefunden werden. 
Folgende Übersicht zeigt den Inhalt 
des jeweiligen Benchmarking-Typs.

Generell ist davon auszugehen, 
dass die im industriellen gewerb-
lichen Bereich entwickelten In-
strumente des Betriebskostenver-
gleichs und des Benchmarkings 
auch für kirchliche und caritative 
Unternehmen und Organisationen 
für diverse Fragestellungen mit Ge-
winn angewendet werden können. 
In diesem Beitrag wird der Einsatz 
für die Beurteilung der Angemes-
senheit der Kosten der Verwaltung 
untersucht.

Vergleich der betrieblichen Ko-
sten in der Sozialwirtschaft

Für die Sozialwirtschaft ist der seit 
1996 kontinuierlich durchgeführte 

Betriebskostenvergleich der BfS-
Service GmbH, Köln von heraus-
ragender Bedeutung. Die Bank für 
Sozialwirtschaft AG, Köln und Ber-
lin bietet ihren Kunden einen EDV-
gestützten Vergleich der Betriebs-
kosten in den Branchen ambulante 
und stationäre Altenhilfe an. Ge-
meinsam mit dem Bundesverband 
evangelische Behindertenhilfe 
(BEB) wurde im Jahre 2006 darü-
ber hinaus ein Projekt im Bereich 
der Behindertenhilfe angeboten 
(für Heime).

Das Projekt in der Altenhilfe diffe-
renziert nach Bundesländern, Be-
triebsgröße und Trägern (kommu-
nal, privat und frei-gemeinnützig). 
Da sich über 500 Träger an diesem 
Vergleich beteiligen, können wert-
volle Informationen zur Analyse 
des eigenen Betriebs gewonnen 
werden. Im Rahmen des Betriebs-
vergleiches werden allgemeine 

Nr. Bezeichnung Inhalt Einschätzung

Typ 1 Internal Bench-
marking (internes 
Benchmarking)

innerhalb der eigenen Organisation und 
Branche bei größeren Unternehmensverbün-
den (Holding), die aus rechtlich selbständigen 
Mutter- und Tochterunternehmen bestehen, 
die unter einheitlicher wirtschaftlicher Leitung 
stehen (Konzern) ist eine besondere Form des 
Typ 1 möglich, das Konzern-Benchmarking. 
Hierbei wird das interne Benchmarking auf den 
Unternehmensverbund ausgedehnt

Vorteile: Daten sind gut erhältlich und der Vergleich 
auf Kennzahlenebene ist möglich 
Nachteil: mangelnde Akzeptanz ( „der Prophet gilt 
nichts im eigenen Land“)
Vorteil beim Konzern-Benchmarking: gute Verfügbar-
keit von Informationen (ein kennzahlenorientiertes 
Benchmarking ist allerdings nur noch beschränkt 
möglich, da die beteiligten operativen Einheiten zu 
unterschiedlichen Branchen (Hilfebereichen) zu 
rechnen sind

Typ 2 Wettbewerbs- 
benchmarking 

Die Benchmarking-Partner sind Organisationen 
aus derselben Branche
Erforderlich ist eine besonders gute Vorberei-
tung und offene Kommunikation
Jeder Teilnehmer benötigt die Sicherheit, dass 
die abgegebenen und erhaltenen Informationen 
in einem ausgewogenen Verhältnis stehen

Vorteil: klare Positionierung des eigenen Unterneh-
mens innerhalb des Wettbewerbs möglich es gibt 
fast keinen Unternehmensbereich, der nicht von der 
Wettbewerbsbeobachtung profitieren kann
Nachteile: Es ist schwierig, Kennzahlen oder sogar 
Prozesse mit der direkten Konkurrenz zu vergleichen

Typ 3 Funktionales oder 
markt-übergreifen-
des Benchmarking

Vergleich erfolgt mit Unternehmen der gleichen 
Branche in getrennten Märkten
Man vergleicht den Organisationsbereich be-
züglich seiner Funktion, wie beispielsweise die 
interne Logistikabteilung mit einem Versandun-
ternehmen
(universelle Art des Benchmarkings)

Vorteile: sehr hohes Lernpotenzial, da am meisten 
neue Ideen und Anregungen geboten werden
Potenzial kann insbesondere bei Benchmarking auf 
Konzeptebene voll ausgeschöpft werden

Typ 4 Generisches 
Benchmarking oder 
Best-Practice-Bench-
marking

Benchmarking in Reinform
Es findet ein branchen- und funktionsübergrei-
fender Vergleich von Prozessen und Methoden 
statt
Es wird ein Vergleich zwischen nicht verwand-
ten Organisationen angestrebt

Vorteil: kreatives Lernen aufgrund der zunächst über-
haupt nicht übereinstimmenden Vergleichbarkeit
Ein immer wieder zitiertes Beispiel für das generische 
Benchmarking ist der Vergleich der Zeiten für Be- und 
Entladung, Betankung, Reinigung und Sicherheits-
checks von Flugzeugen mit den Boxenstopps beim 
Indy-500-Autorennen, den die Southwest Air Lines 
durchgeführt hat. Durch das Benchmarking soll eine 
Zeitreduzierung um 50 % möglich gewesen sein. 
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    Unternehmensgröße (Vermu-
tung, dass bei steigender Unter-
nehmensgröße der Aufwand für 
Koordination und Kommunika-
tion im Sinne von Kostensprün-
gen überproportional steigt)

    Unternehmenszweck, strate-
gische Ausrichtung und damit 
verbundener Verwaltungsauf-
wand

    die Managementstruktur (Lini-
enverantwortung und ausgegli-
ederte) Stabsabteilungen,

    die Qualität der Verwaltungslei-
stung (Struktur-, Prozess- und 
Ergebnisqualität; Service Le-
vels),

    gesetzliche Anforderungen und 
den daraus resultierenden An-
forderungen an Art und Umfang 
der Verwaltungsleistung (z.B. 
rechtsformabhängige Bilanzie-
rungsrichtlinien, Einhaltung der 
GoB, Vorgaben aus dem Pflege-
versicherungsgesetz, Heimge-
setz, arbeitsrechtliche Beson-
derheiten, u.a.),

    Art und Weise der Finanzierung 
(verschiedene Kostenträger 
mit unterschiedlichen Anforde-
rungsprofilen, Art der Mittel-
herkunft, bei Vorhandenseins 
von größeren Vermögensbeträ-
gen das Vorhalten eines inter-
nes Vermögensmanagement),

    Marktanforderungen (z.B. 
Forderung von Kunden/Liefe-
ranten nach EDV-gestützte Ab-
rechnungssystemen),

    im Einsatz befindliche Systeme, 
Verfahren, Technologien (IT-
Ausstattung),

    Personalstruktur (Teilzeitkräfte, 
Ehrenamt, Altersstruktur), Viel-

che auch im kirchlichen Umfeld 
propagiert (vgl. die Darstellung 
bei Held / Vogelbusch (2010)). Der 
vorsichtige Versuch des Perspek-
tivpapiers aus dem Jahre 2006, 
mit bezifferten Zielen von Tauf-
quote und Gottesdienstbesuch in 
dem Impulspapier (S. 52)  wurde 
ein wesentlicher und immer wie-
der vorgetragener Kritikpunkt. In 
der Kirche herrschen zwischen 
Ökonomen und Mitarbeitern im 
Verkündigungsdienst noch große 
Sprachbarrieren. Betriebswirte 
können es sich nicht erlauben, 
über „Incentives“ oder ähnliches 
in Bezug auf vorgenommene und 
erreichte Ziele nachzudenken. Für 
die Kritik an dem Vorgehen kann 
z.B. auf die Ausführungen Mechels 
(2013) verwiesen werden.

Analyse der Verwaltungskosten 
bei caritativen und diakonischen 
Organisationen

Herr Schultz hatte zunächst als 
Aufgabe vorgegeben, dass die Zu-
ordnung und Verrechnung von Ver-
waltungskosten zu klären sind. In 
seiner zunächst vorgenommenen 
Begriffsklärung und -abgrenzung 
hatte er festgestellt, dass die Be-
zeichnung „Verwaltungskosten“ 
uneinheitlich und mehrdeutig ver-
wendet wird. Eine allgemein ver-
bindliche Regelung der Zuordnung 
und Verrechnung existiert nicht, so 
dass in der Praxis  unterschiedlich 
mit Verwaltungskosten umgegan-
gen wird und ein undifferenzierter 
unternehmensübergreifender Ver-
gleich selten zu sinnvollen Aussa-
gen führt. 

In einem ersten Schritt untersuchte 
er die kostenbeeinflussenden Fak-
toren:

    Unternehmensstruktur (Aufbau- 
u. Ablauforganisation, Grad der 
Zentralisation/Dezentralisation),

    Unternehmensgeschichte (hi-
storisch gewachsen) und Unter-

Eine exakte Abfrage der Personal- 
und Sachkosten für die einzelnen 
Bereiche ermöglicht die differen-
zierte Betrachtung der Zusammen-
setzung der Gesamtkosten in Ihrer 
Einrichtung.

Neben dieser bundesweiten Bench-
markingprojekt ist auf diverse Pro-
jekte z.B. der Wohlfahrtsverbände 
bzw. der Krankenhausbranche zu 
verweisen (in Auswahl):

    Benchmarkingprojekt zur statio-
nären und ambulanten Altenhil-
fe der Diakonie Sachsen

    Ausgewogenes Benchmarking, 
Diözesan-Caritasverband für 
das Erzbistum Köln e.V.

    Benchmarking zur Personalent-
wicklung und Qualität der Ar-
beitsplätze – Kooperationspro-
jekt des Caritasverbandes der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart 
e.V., des Diakonischen Werkes 
Württemberg e.V., des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes 
Baden-Württemberg e.V., u.a.

    DRK Benchmarking für die sta-
tionäre Altenhilfe (8 Landesver-
bände und der Bundesverband)

    WGKT-Projekt für Kennzahlen 
für 31 Krankenhäuser (For-
schungsprojekt der Universität 
Karlsruhe und Opik)

    Betriebskostenvergleich für 
Krankenhäuser (f&w-Kranken-
haus-Kompass)

Der schwierige Einsatz von 
Kennzahlen und Unternehmens-
steuerungsinstrumenten (Con-
trolling) in der Kirche

Die Verwendung von betriebswirt-
schaftlichen Kennzahlen in der 
verfassten Kirche ist Neuland. Im 
Zuge der Veröffentlichung des Per-
spektivpapiers des Rates der EKD 
wurden Kennzahlen und Verglei-
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falt und Art der Tarifstrukturen 
und nicht zuletzt

    Mitarbeiter selbst (deren fach-
liche Kompetenz, Engagement, 
Leistungswille, Teamfähigkeit, 
Wertvorstellungen usw.)

In einem zweiten Analyseschritt 
stellte Schultz die Frage, ob es für 
alle diakonischen und caritativen 
Unternehmen eine Grenze gebe, 
bis zu der Verwaltungskosten an-
gemessen seien.

Einen ersten Hinweis liefert das 
Deutsche Zentralinstitut für sozi-
ale Fragen (DZI). In Bezug auf die 
Werbe- und Verwaltungsausgaben 
Spenden sammelnder Organisa-
tionen erachtet das DZI in einer 
2006 veröffentlichten Broschüre ei-
nen Anteil von bis zu 20% als ange-
messen und von 35% als maximal 
vertretbar. Unterhalb der Höchst-
grenze verwendet das DZI in den 
von ihm veröffentlichten Aus-
künften folgende Einstufungen: 
unter 10%„niedrig“, 10% bis unter 
20%„angemessen“, 20% bis 35% 
„vertretbar“.

Als weiteres begrenzendes Kri-
terium kann das Gemeinnützig-
keitsrecht angeführt werden. Zu 
unterscheiden ist zwischen allge-
meinen Verwaltungskosten und 
den Kosten im Zusammenhang mit 
eingeworbenen Spenden (dabei 
wird zwischen einer gemeinnüt-
zigen Körperschaft im Aufbau und 
einer etablierten Körperschaft un-
terschieden):

    Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 
für Verwaltungskosten die Fest-
legung einer allgemeinen Gren-
ze abgelehnt. Angemessen ist 
- so der BFH - ein Ausgabever-
halten, wenn es wirtschaftlich 
sinnvoll ist und dazu beiträgt, 
dass ein möglichst hoher Anteil 
der Mittel unmittelbar und ef-
fektiv den Satzungszwecken zu-
gute kommt. Nach Auffassung 

des Bundesfinanzministeriums 
(BMF) sind 50 Prozent eine ab-
solute Obergrenze. Im Einzelfall 
kann eine für die Gemeinnüt-
zigkeit schädliche Mittelver-
wendung auch schon bei einem 
deutlich geringeren prozentu-
alen Anteil der Verwaltungs-
ausgaben vorliegen (Schreiben 
vom 15.5.2000, IV C 6 - S 0170 
- 35/00).

    Das Finanzgericht Köln hat es 
in einem früheren Urteil als 
gemeinnützigkeitsschädlich an-
gesehen, wenn eine Organisa-
tion mehr als 10% des Beitrags- 
und Spendenaufkommens für  
Spendenwerbung ausgibt. Die-
se früher geltende Grenze von 
10 % für die Werbung neuer 
Mitglieder hat die Finanzver-
waltung mittlerweile aufgege-
ben. Seitdem gelten auch für  
die Mitgliederwerbung und  
für das Spendensammeln die 
allgemeinen Regelungen zur 
Höhe der Verwaltungsausga-
ben. 

    Grundsätzlich unproblematisch 
ist es zwar, wenn für die Mitglie-
derwerbung eine Agentur be-
auftragt wird. Durch Vergütung 
auf Provisionsbasis kommen so 
aber oft hohe Kosten zustande. 
Der BFH hat einen Satz von 20% 
der Beträge, der nach der Auf-
bauphase auf rund 10% sinkt, als 
unkritisch bewertet (Urteil vom 
18.12.2002, I R 60/01). In einem 
anderen Fall hält der BFH so-
gar einen Anteil der Kosten für  
Mitgliederwerbung von 25 bis 
35 % der Einnahmen für zu-
lässig (BFH 23.02.1999, XI B 
130/98).

Das Maecenata Institut für Dritter 
Sektor Forschung hat 2003 in einer 
auf Förderstiftungen bezogenen 
Analyse die Verwaltungskosten 
von Nonprofit-Organisationen eine 
Grenze von 10 – 20% der gesamten 
Mittel propagiert:

    „Verwaltungskosten von 10 bis 
20% des Gesamtbudgets erschei-
nen im Durchschnitt mehrerer 
Jahre als angemessen. In diesen 
Kosten sind die Kosten des Pro-
jektmanagements im Wesent-
lichen enthalten. Eine genauere 
Eingrenzung ist nur möglich, 
wenn Einflussfaktoren (z.B. 
Struktur der Mittelherkunft, 
Komplexität der Zweckverwirk-
lichung, satzungsmäßige Ziel-
beschreibung, Externalisierung 
von Kosten, Einsatz ehrenamt-
licher Führungs- und Hilfskräf-
te usw.) in die Beurteilung ein-
fließen“ ( Sprengel/Strachwitz 
Rind (2003 S. 3). 

In seiner Diplomarbeit untersuchte 
Schultz drei Einrichtungen der Dia-
konie (A, B und C mit 530 – 2.100 
Beschäftigten) aus den Branchen 
Alten- und Behindertenhilfe (und 
bei einem Träger auch Kranken-
hilfe) mit einer Fragebogenstu-
die. Die Fragebögen wurden für 
das Gesamtunternehmen, die 
Geschäftsbereiche Alten- und Be-
hindertenhilfe und eine stationäre 
Altenhilfeeinrichtung  erstellt. Zen-
trale Fragestellung war, in welcher 
Größenordnung sich die Verwal-
tungskosten bei den genannten 
Einrichtungen bewegen.

Der externe Kostenvergleich kam 
zu folgendem Ergebnis:

    Die Verwaltungskostenquote 
(Overheadkosten/Gesamtum-
satz) schwankt zwischen 8,2% 
und 11,7% (Abweichung 42%).

    Von der Höhe je Platz her differie-
ren die Verwaltungskosten stark 
(von 1.991 Euro je Platz bis zu 
3.134 Euro je Platz. Dies bedeutet 
eine Abweichung von 57%)

    Das Unternehmen mit den ho-
hen Verwaltungskosten liegt in 
den alten Bundesländern, die 
anderen Unternehmen in den 
neuen Bundesländern. Offen-



sichtlich haben die Unterneh-
men, die nach der Wende neu 
entstanden sind, auf eine effizi-
ente Struktur geachtet und wei-
sen niedrige Verwaltungskosten 
auf.

Eigene empirische Untersu-
chungen zur Angemessenheit 
der Overheadkosten

Der Verfasser hat darüber hinaus 
drei große Träger im Rheinland 
für einen Kostenvergleich gewin-
nen können. Bei diesen Trägern 
handelt es sich um sog. Komplex-

träger, d.h. Träger mit mehreren 
Betrieben an verschiedenen Stand-
orten. Schwerpunktmäßig sind die-
se Träger im Bereich der Altenhilfe 
tätig. Im Unternehmen 1 arbeiten 
870 Mitarbeiter, im Unternehmen 
2 knapp 1.500 bzw. im Unterneh-
men 3 über 2.000 Beschäftigte. 
Aus Gründen der Verschwiegen-
heit können die Daten nur anony-
misiert wiedergegeben werden.

Neben den Kosten der zentralen 
Verwaltung wurden die Overhead-
kosten erfasst, die dezentral bei 
den Einrichtungen vor Ort vorge-

halten werden. Zunächst wurden 
die Verwaltungskosten nach den 
geprüften handelsrechtlichen Jah-
resabschlüssen 2010 bzw. 2011 
abgefragt. Aus den Kostenstellen-
rechnungen wurden die Kosten der 
zentralen Stabstellen „Verwaltung“ 
ermittelt. Hinzu addiert wurden 
die Kosten der bei den einzelnen 
Einrichtungen angesiedelten Ver-
waltungen (z.B. der Verwaltungs-
leitung und der Buchhalterin bei 
einem Pflegeheim). 

Folgende Verwaltungskostenquo-
ten wurden ermittelt:

Verwaltungskosten Unt. A 
(Beh.H.)

Unt. A 
(APH)

Unt. B Unt. C  
(Beh.H.)

Unt. C  
(APH)

Unt. 1  
ges.

Unt. 2  
ges.

Unt. 3  
ges.

Quote (Kosten/Gesamtertrag) 9,3 % 8,2 % k.A. 9,8% 11,7% 5,7% 7,3% 7,7%
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(Hinweise: es werden Werte aus 
den Jahren vor 2008 mit Zahlen 
aus den Geschäftsjahren 2010 bzw. 
2011 dargestellt. Zwischenzeitlich 
sind die Erträge und Verwaltungs-
kosten wegen Tarifsteigerungen 
und der allgemeinen Inflation 
nominell angestiegen. Die „Nor-
mierung“ der Werte erfolgt durch 
die Bildung eines Quotienten.  
Für die Unternehmen A und C 
werden Werte für die Fachbereiche 
Behindertenhilfe und Altenhilfe 
angegeben. Für Unternehmen B 
können nur Verwaltungskosten 
je Mitarbeiter bzw. je Platz an-
gegeben werden. Die Werte für  
die Unternehmen 1, 2 und 3  
werden für die gesamte Einheit 
(Unternehmensverbund) angege-
ben.)

Die Übersicht zeigt unterschied-
liche Verwaltungskostenquoten.  
Im Unternehmen 1 betragen  
diese lediglich 5,7% der gesam-
ten Erträge. Im Unternehmen  
C (Fachbereich Altenhilfe) liegen 
sie mit 11,7% am höchsten. 

Bei allen Trägern handelt es sich 
um diakonische Träger mit mehr 
als 500 Beschäftigten. In der Ten-
denz weisen die größeren Un-
ternehmen eine höhere Verwal-
tungskostenquote auf, was darauf 
schließen lässt, dass bei diesen 
Unternehmen zusätzliche und 
aufwendigere Leistungen in der 
Verwaltung erbracht werden (z.B. 
Fundraising, Öffentlichkeitsar-
beit). Für weitergehende Aussagen  
wären vertiefte Analysen erforder-
lich.

Es ist in jedem Fall festzustel-
len, dass bei den betrachteten 
Unternehmen die Verwaltungs-
kostenquote deutlich unter den 
in der Rechtsprechung des BFH, 
der Empfehlung des maecenata-
Instituts und den Vorgaben des 
DZI liegt (hier waren Größenord-
nungen von 20 – 35% noch akzep-
tiert worden).
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Die Analyse von Verwaltungskosten ist ein komplexes Thema
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Ergebnis

Die Untersuchung der Verwal-
tungskosten in caritativen Unter-
nehmen ist ein hoch komplexes 
Thema. In diesem Zusammenhang 
ist auf die Darstellung der kosten-
beeinflussenden Faktoren von 
Schultz zu verweisen, der damit 
die Komplexität veranschaulichte.  
Generell sehen sich Organisationen 
mit hohen Verwaltungskosten dem 
Vorwurf ausgesetzt, dass sie die 
Spenden und Mitgliedsbeiträge in 
der Verwaltung absorbieren und 
nur zu einem geringeren Anteil als 
möglich bei den schutzbefohlenen 
Personen ankommen lassen.

Bei kleinen, mittleren und großen 
Trägern liegt ein unterschiedliches 
Niveau an Verwaltungshandeln 
vor: Bei großen Trägern ist auf der 
einen Seite ein stark ausdifferen-
ziertes Verwaltungssystem für die 
Steuerung eines großen Betriebes 
einzurichten. Auf der anderen Sei-
te verteilen sich die Kosten über 
eine große Geschäftstätigkeit (Eco-
nomies of Scale). 

Bei kleineren Trägern sind Ver-
waltungsangelegenheiten z.T. eh-
renamtlich zu erledigen, so dass 
nur geringe Aufwendungen in der 
Kostenrechnung verbucht sind. Die 
ehrenamtlichen Leistungen werden 
i.d.R. nicht buchhalterisch erfasst.

Der Kostenvergleich bzw. das 
Benchmarking sind ein sehr aus-
sagefähiges betriebswirtschaft-
liches Instrument, um den Umfang 
der Verwaltung und die mit dieser 
verbundenen Overheadkosten be-
urteilen zu können. Für einen ge-
eigneten Vergleich können die in 
der Sozialwirtschaft bekannten Be-
triebskostenvergleiche nur bedingt 
heran gezogen werden, da diese 
sich nicht explizit auf die Verwal-
tungskosten beziehen. 

Wer eine hilfreiche, untersetzte 
Aussage zu den Verwaltungsko-
sten eines Trägers treffen will, 
wird regelmäßig auf den Vergleich 
zu anderen Einrichtungen zurück-
greifen. Von entscheidender Be-
deutung ist es, einen wirklich ver-
gleichbaren Benchmarkingpartner 
zu finden.

Werden höhere Verwaltungsko-
sten in Bezug auf die Platzzahl 
bzw. den Gesamtumsatz festge-
stellt, bietet diese Erkenntnis 
einen ersten Anhaltspunkt für 
weitere betriebswirtschaftliche 
Untersuchungen. Es ist ja durch-
aus möglich, dass der Träger mit 
den relativ hohen Overheadkosten 
besondere Leistungen für die Kli-
enten, Kunden, Mitarbeiter oder 
Interessenträger anbietet, die hö-
here Verwaltungskosten erklären 
können. Ein festgestellter hoher 
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IT-Aufwand kann darin begrün-
det sein, dass die in der Pflege 
oder beim Patienten tätigen Ärzte 
oder Pflegekräfte durch eine EDV-
gestützte Dokumentation entlastet 
werden.

Weitere Ursachen für höhere Ver-
waltungskosten können in der For-
derung des Aufsichtsgremiums be-
gründet sein, eine Stelle für Interne 
Revision einzurichten. Wenn eine 
Organisation der Sozialbranche 
eine entwickelte Personalpolitik 
betreibt und eine Personalentwick-
lung vorsieht, hat sie gegenüber 
einer Organisation ohne dieses 
moderne Managementinstrument 
höhere Kosten.

Ansätze der sog. Balanced Score-
card (BSC) versuchen die eindi-
mensionale Sichtweise alleine auf 
die Kosten zu vermeiden. Die BSC 
betrachtet mehrere Dimensionen 
für die Zielsetzung und Steue-
rung des Unternehmens. Auf die 
BSC kann in diesem Beitrag nicht 
weiter eingegangen werden. Vor 
einfachen und schnellen Interpre-
tationen der gefundenen Ergeb-
nisse ist deshalb grundsätzlich zu 
warnen. 

Wenn allerdings gar keine Ver-
gleichsinformationen vorliegen, 
kann auch kein Anhaltspunkt für 
die Angemessenheit der Verwal-
tung (Stellen und Sachausgaben) 
gefunden werden. Die Overhead-
kosten in den Blick zu nehmen, 
ist eine wichtige Aufgabe für jedes 
Unternehmen in der Kirche und 
Sozialwirtschaft.

Mit diesem Beitrag soll auf die 
besonderen Herausforderungen 
hingewiesen werden, die mit der 
Beurteilung der Angemessenheit 
der Verwaltungskosten im Bereich 
von Sozialunternehmen verbun-
den sind. Es wäre wünschenswert, 
wenn zu diesem Problemkreis 
weitere Untersuchungen erfolgen 
würden.

OVERHEADKOSTEN
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